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Beschluss 

 

TOP 8 Finanzierung Deutschlandticket 

 

Der Bundeskanzler und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder 

fassen folgenden Beschluss: 

 

1) Bund und Länder begrüßen die positive Entwicklung des Deutschlandtickets, 

betonen dessen Bedeutung für die Attraktivität des öffentlichen Personennah-

verkehrs und bekennen sich zum Prinzip der hälftigen Kostenbeteiligung in 

Höhe von insgesamt drei Milliarden Euro auch für 2024. Sie wollen das Ticket 

weiterentwickeln, vereinfachen und digitaler machen. Damit sind die dringend 

erforderliche Bereinigung der Tariflandschaft fortzusetzen und die digitalen 

Vertriebskanäle weiter auszubauen. Ziel ist es, den ÖPNV in Deutschland weiter 

zu verbessern und mit einer erfolgreichen Umsteigeoffensive mögliche 

Finanzierungsdefizite soweit wie möglich zu senken. 

  

2) Bund und Länder verständigen sich darauf, im Jahr 2023 zur Verfügung 

gestellte und nicht verbrauchte Mittel im Jahr 2024 für den Ausgleich der 

finanziellen Nachteile aus dem Deutschlandticket einsetzen zu können. Dazu ist 

das Regionalisierungsgesetz zu ändern. Neben der Verwendung der 2023 nicht 

in Anspruch genommenen Mittel wird im Gesetz eine Spitzabrechnung für die 

Jahre 2023 und 2024 festgeschrieben, die nach Vorlage der endgültigen Daten 

beider Jahre durch die Länder erfolgt. Bund und Länder beauftragen die 

Verkehrsministerkonferenz damit, rechtzeitig vor dem 1. Mai 2024 ein Konzept 

zur Durchführung des Deutschlandtickets ab dem Jahre 2024 vorzulegen. Damit 

wird eine weitere Nachschusspflicht durch Bund und Länder im Jahr 2024 

ausgeschlossen. 
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3) Bund und Länder verständigen sich im Jahr 2024 rechtzeitig über die weitere 

Finanzierung des Deutschlandtickets einschließlich eines Mechanismus zur 

Fortschreibung des Ticketpreises, der auch eine Erhöhung beinhalten kann. 


